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Die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr und die Brandschutzplanung
Die Vorbeugung der Ausbreitung von Feuer
und Rauch, die Rettung von Menschen und
Tieren sowie wirksame Löscharbeiten: Die
behördlichen Schutzziele des vorbeugen-
den Brandschutzes sind unmittelbar mit
dem abwehrenden Brandschutz verknüpft.
In der Brandschutzfachplanung wird dabei
im Allgemeinen (und meist unausgespro-
chen) unterstellt, dass eine hinreichende
Zahl von Einsatzkräften mit einer entspre-
chenden technischen Ausstattung innerhalb
eines ausreichenden Zeitfensters an der Ein-
satzstelle zur Verfügung stehen wird. Einmal
abgesehen von der Diskussion hinsichtlich
der Rettungsraten über Rettungsgeräte der
Feuerwehr bei Sonderbauten, unterscheidet
die Brandschutzfachplanung nicht zwischen
der Berufsfeuerwehr einer Großstadt und
der „Dorffeuerwehr" in ländlicher Umge-
bung. ln den vergangenen Jahren kann
vermehrt festgestellt werden, dass Brand-
schutzdienststellen und Baugenehmigungs-
behörden im Zuge ihrer Tätigkeit darauf
verweisen, dass dem eingereichten Antrag
nicht gefolgt werden könne, da die örtli-
che Feuerwehr für dieses Projekt nicht hin-
reichend leistungsfähig sei. Diese fehlende
Leistungsfähigkeit der Feuerwehr soll dann
meist durch zusätzliche bauliche Maßnah-
men auf Kosten der Bauherrenschaft kom-
pensiert werden.
Es ist unbestritten, dass derartige Bestre-
bungen rechtswidrig sind. Schließlich bietet
das Bauordnungsrecht keine entsprechen-
den Befugnisse, soweit sich der Bauantrag
im brandschutztechnisch zulässigen Rah-
men bewegt und somit keine deutlich über-
durchschnittlichen Risiken bestehen. Des-
halb ist es wichtig auszuführen, dass eine
öffentliche Feuerwehr den Brandschutz für
die gesamte Gemeinde und nicht nur für
das zur Genehmigung anstehende Bau-
vorhaben gewährleisten muss. Erfolgt von
behördlicher Seite die Aussage, die öffent-
liche Feuerwehr sei nicht hinreichend leis-
tungsfähig, muss unterstellt werden, dass
auch für bestehende Gebäude der ent-
sprechenden Gemeinde kein ausreichen-
der abwehrender Brandschutz gegeben ist!
Wie ist darauf zu reagieren, wenn durch die
Brandschutzdienststelle oder eine Bauauf-
sichtsbehörde mitgeteilt wird, dass die Lei-
terrettung übertragbare Leitern bei einem
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Die Feuerwehrgesetze der Länder fordern die Aufstellung und Unterhaltung einer den örtlichen Gegebenheiten
angemessen leistungsfähigen Feuerwehr.

Regelbau aufgrund der schwachen Personal-
stärke der örtlichen Feuerwehr nicht gestat-
tet werden kann? impliziert diese Aussage
nicht gleichfalls, dass auch für alle Bestands-
gebäude in diesem Bereich keine Leiterret-
tung möglich ist? Stellt eine Feuerwehr fest,
dass eine zeitnahe Rettung über die Ret-
tungsgeräte der Feuerwehr nicht gewähr-
leistet werden kann, muss vermutlich auch
unterstellt werden, dass keine wirksamen
Rettungs- und Brandbekämpfungsmaßnah-
men im Innenangriff erfolgen werden. Wäre
in einem derartigen Fall nicht die Folge, dass
alle Bestandsgebäude im Zuständigkeitsbe-
reich dieser Feuerwehr mit einer Nutzungs-
untersagung zu versehen sind? In der Pra-
xis wird jedoch allzu häufig lediglich das zur
Genehmigung anstehende Bauvorhaben
fokussiert, ohne den (örtlichen) Gesamt-
zusammenhang zu betrachten. Und genau
aus diesem Grund gelingen regelmäßig der-
artige behördliche „Erpressungsversuche".
Leidtragende sind nicht nur die jeweiligen
Bauherren, sondern alle Bürgerinnen und
Bürger, die sich im Brandfall aufeine funk-
tionierende örtliche Feuerwehr verlassen
(müssen). Ebenso leidtragend sind aber auch
die aktiven Angehörigen dieser vermeint-
lich leistungsschwachen Feuerwehren. Setzt
sich nämlich die Erfahrung durch, dass sich
Einsparungen der Gemeinde bei der Aus-
stattung und Unterhaltung der gemeindli-
chen Feuerwehren dadurch kompensieren

lassen, dass Bauherren im Zuge des Geneh-
migungsverfahrens zusätzliche Auflagen
gemacht werden, bildet dies den Start zum
Niedergang der gemeindlichen Feuerweh-
ren. Warum sollte in moderne Fahrzeuge
und Unterkünfte bzw. in Werbekampagnen
für die Freiwillige Feuerwehr investiert wer-
den, wenn die fehlende Leistungsfähigkeit
einer Feuerwehr für die politisch Verant-
wortlichen keine nachteiligen Folgen hat?
Sofern in der beruflichen Praxis die nicht
ausreichende Leistungsfähigkeit der örtli-
chen Feuerwehr als Begründung für zusätz-
liche behördliche Auflagen angeführt wird,
sollte daher zwingend eine Meldung an
die zuständige Aufsichtsbehörde erfolgen.
Beängstigend ist allerdings die Tatsache,
dass (wie in einigen Bundesländern gesetz-
lich definiert) die Brandschutzdienststelle
und die Aufsichtsbehörde der gemeindli-
chen Feuerwehren häufig in der gleichen
Hand liegen. I
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